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Rechts will mehr Recht

Polen streitet weiter über die Wahl von
Verfassungsrichtern. Im Hintergrund steht der
Versuch des Staatspräsidenten, seine
Kompetenzen zu erweitern

Von Reinhard Lauterbach, Poznań

In Polen geht der Streit um die Besetzung des Verfassungsgerichts in eine neue
Runde. Anlass ist die Weigerung von Staatspräsident Karol Nawrocki, vier von
sechs im März vom Sejm gewählten Verfassungsrichtern zu vereidigen. Zwei
der sechs Juristinnen und Juristen dagegen hat Nawrocki vereidigt, und sie
könnten ihre Ämter antreten. Nur ist das nicht so einfach. Die beiden
neugewählten Richter weigern sich einstweilen aus Solidarität mit ihren noch
unvereidigten Kollegen, ihre Sitze im Gericht einzunehmen.

Damit ist das Verfassungsgericht weiter faktisch blockiert. Von den 15
regulären Mitgliedern sind derzeit nur neun im Amt. Der Rest ist im Laufe der
Zeit durch Pensionierung oder Ablauf ihrer Amtszeiten ausgeschieden. Damit
hat das Gericht derzeit nicht das zur Beschlussfassung entscheidende Quorum
von zwei Dritteln seiner Mitglieder. Dieses Problem hat Nawrocki mit der
Ernennung von zwei durch den Sejm mit der Mehrheit der Regierungsparteien
gewählten Richtern fürs erste gelöst: Elf Richter sind mehr als zwei Drittel von
15, bedeuten aber gleichzeitig eine minimale Verschiebung der
Machtverhältnisse im seit 2015 konsequent auf PiS-Linie gebrachten
Verfassungsgericht.

Wobei schon die Begründung Nawrockis dafür, welche beiden Richter er
ernannt hat, den Haken seiner Strategie offenbart: Er ließ nämlich erklären, er
habe sich mit »den Lebensläufen der Kandidaten vertraut gemacht«, also eine
inhaltliche Prüfung der Kandidaturen vorgenommen. Die aber steht dem
Präsidenten nach der polnischen Verfassung nicht zu. Sie spricht nur davon,
dass der Sejm die Richter wählt und diese anschließend »gegenüber dem
Präsidenten« ihren Amtseid ablegen.

Nawrockis Verzögerungstaktik

Was aber bedeutet diese harmlose Präposition »gegenüber«? Nawrocki und
seine Kanzlei argumentieren, die Vorschrift verlange, dass das Gelöbnis
unmittelbar gegenüber dem Staatsoberhaupt abgelegt werden müsse. Diese
Rechtsauffassung ist die formale Grundlage dafür, dass Nawrocki sich mit
seiner Verzögerungstaktik faktisch das letzte Wort über die Ernennungen
vorbehält. Nein, sagt die Regierungsseite, das Wörtchen sei im weiteren Sinne
zu verstehen: Es reiche, wenn die Gewählten ihren Amtseid vor dem Sejm
ablegten und ein notariell beglaubigtes Protokoll in der Kanzlei abgegeben



werde. Der Präsident wird durch diese Rechtsauffassung faktisch zum
Staatsnotar degradiert.

Das ist natürlich von seiten der PiS politisch so nicht beabsichtigt. Also
argumentieren ihre Juristen, Notare würden nur im zivilrechtlichen Bereich
tätig, etwa bei der Beglaubigung von Kaufverträgen. Die Ernennung von
Verfassungsrichtern falle aber in den Bereich des öffentlichen Rechts. Der
Streit wogte in der Öffentlichkeit eine Zeitlang ohne Ergebnis hin und her, bis
der Sejm schließlich in der Woche vor Ostern Fakten schuf und den Präsidenten
vorlud, um die Gelöbnisse der sechs Richter entgegenzunehmen. Nawrocki
ignorierte die Einladung, und die Gewählten schworen daraufhin vor dem
Plenum und in Anwesenheit eines Notars, »der Nation treu zu dienen, die
Verfassung zu wahren und ihre Verpflichtungen nach bestem Wissen und mit
höchster Sorgfalt zu erfüllen«.

Danach begaben sich die Richter zum Verfassungsgericht und begehrten
Einlass. Vor dem Gebäude demonstrierten Anhänger und Gegner Nawrockis,
im Innern versuchte PiS-Gerichtspräsident Bogdan Święczkowski zu lavieren:
Er ließ die Richter schon ein, weigerte sich aber, ihnen Amtszimmer zur
Verfügung zu stellen. Nur die Nutzung der Bibliothek bot er ihnen an, aber
juristische Fachbibliotheken gibt es in Warschau genug.

Richtung Präsidialsystem

Das Hin und Her um eine Sache, die an sich als Formalie abgehakt werden
könnte, ist nur vor dem Hintergrund der politischen Ambitionen Karol
Nawrockis zu erklären. Er hat schon vor seiner Wahl nie einen Hehl daraus
gemacht, dass er sein Amt ausnutzen werde, um eine Ausweitung der
präsidialen Befugnisse zu erreichen. Er wolle eine öffentliche Debatte darüber
anstoßen, ob Polen nicht zu einer Verfassung mit einer stärkeren Stellung des
Präsidenten übergehen sollte. Dabei gehen die Rechte des polnischen
Staatsoberhaupts gegenüber der Regierung schon heute weit über die etwa des
Bundespräsidenten gegenüber dem Bundestag und der Bundesregierung
hinaus. Als Endziel schwebt Nawrocki eine Präsidialverfassung vor, in der die
Regierung zwar noch gewählt wird, aber gegenüber dem ebenfalls direkt
gewählten Präsidenten eine nur noch geschäftsführende Rolle spielt. Würde
ihm dies gelingen, wäre der Umbau Polens in ein autoritäres Präsidialsystem
einen weiteren Schritt vorangekommen. Wie der Streit ausgeht, ist offen:
Nawrocki hat ab der Wahl 30 Tage Zeit, die Nominierungen vorzunehmen – bis
Ende dieses Monats.

Hintergrund: Spekulanten unter Schutz

Diese Woche wird sich der polnische Sejm ein weiteres Mal mit einem Veto von
Staatspräsident Karol Nawrocki zu beschäftigen haben. Er hatte im März den
zweiten Versuch der Regierungskoalition mit seinem Veto gestoppt, Anbieter
von Kryptowährungen der Kontrolle der staatlichen Finanzaufsicht zu
unterwerfen. Ob die Koalition diesmal die erforderliche 60-Prozent-Mehrheit
zusammenbekommt, um Nawrockis Veto zu überstimmen, ist allerdings so
unklar wie bei den früheren Vetos des Präsidenten.



Es bleibt die Frage, welchen Narren Nawrocki an Kryptowährungen und ihren
Anbietern gefressen hat, dass er sie seiner »allerhöchsten Protektion« für
würdig hält. Er selbst hat seinen Einspruch damit begründet, dass er die
»Überregulierung« eines aufstrebenden Marktsegments vermeiden wolle.
Taktisch lässt sich das als Verneigung vor der marktradikalen Partei
»Konföderation« verkaufen, die die PiS nach der kommenden Parlamentswahl
2027 aller Wahrscheinlichkeit nach als Koalitionspartner braucht. Aber
Recherchen polnischer Medien, darunter die Gazeta Wyborcza, das Portal 
Oko.press und die Seite Money.pl, haben den Verdacht genährt, dass Nawrocki
hier eine Dankesschuld gegenüber insbesondere einer ganz bestimmten
Kryptobörse abträgt: der Plattform »Zondacrypto.com«.

Wie seit Anfang des Monats aus diversen polnischen Veröffentlichungen
hervorgeht, hat das Unternehmen offenbar Liquiditätsprobleme und musste
Investoren, die ihre Bitcoins zurücktauschen wollten, mehrfach vertrösten,
offiziell unter Berufung auf »vorübergehende technische Probleme«. Ob diese
Probleme rein technischer Natur sind oder tiefer reichen, ist derzeit nicht
bekannt. Ein Schweizer Finanzunternehmen namens Recoveris behauptet, 99
Prozent der liquiden Mittel seien »verdampft«. Aber für Anwälte, die Medien,
die an dieser Stelle zu weitgehende Behauptungen tätigen, mit Abmahnungen
überziehen, haben die Eigentümer von Zondacrypto offenbar immer noch
ausreichend Geld.

Zondacrypto ist die Nachfolgegründung einer anderen polnischen
Kryptoplattform namens »Bitbay«, deren Gründer Sylwester Suszek im
Frühjahr 2022 spurlos verschwand. Seine Familie vermutet, dass er von
Geschäftspartnern umgebracht wurde. Begründer von Zondacrypto ist der
ehemalige Justitiar von Bitbay, der das Unternehmen erst in Malta und dann,
als auch dort die Ermittler tätig wurden, in Estland neu anmeldete. Unter
seiner Verantwortung hat Zondacrypto jedenfalls größere Summen an mehrere
rechte Stiftungen aus dem Umfeld von Exjustizminister Zbigniew Ziobro
überwiesen und auch eine Konferenz des »Conservative Political Action
Committee« (CPAC) im Mai 2025 unterstützt, auf der kurz vor der
Präsidentenwahl in Polen für Nawrocki getrommelt wurde.

Ein direkter Zusammenhang zwischen Nawrockis zweimaligem Veto gegen die
polnische Kryptogesetzgebung und diesen Spenden ist bisher nicht erwiesen.
Die polnischen Dienste ermitteln. Aber man fragt sich schon, warum ein
Präsident, der sich als Stimme der »ehrlichen und hart arbeitenden Polen«
darstellt, in dieser Weise seinen Schutzschirm über den Kryptospekulanten
aufspannt. Vielleicht, weil Kryptowährungen in unkontrolliertem Zustand ideale
Werkzeuge der Geldwäsche sind? Ironischerweise sollen insbesondere
russische »Wegwerfagenten«, die für kleine Beträge in Polen Infrastruktur
ausgespäht haben sollen, regelmäßig in Kryptowährungen honoriert worden
sein.
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